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1. GESAMTÜBERBLICK 

1.1. ALLGEMEINES SICHERHEITSRECHT - BESONDERES SICHERHEITSRECHT 
- POLIZEIRECHT 

1.1.1. SYSTEMATIK UND GESETZGEBUNGSKOMPETENZEN 

Sowohl das Sicherheits- als auch das Polizeirecht gehören zum Recht der Gefahrenabwehr als 
Teil des besonderen Verwaltungsrechts. 

Der Begriff Sicherheits- und Polizeirecht umfasst alle Rechtsvorschriften, die sich auf die staatli-
che Aufgabe, die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu wahren, beziehen1. 

Es geht dabei um präventive Tätigkeit im Gegensatz zur repressiven Tätigkeit der Ermittlung und 
Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten. 

Das Polizeirecht regelt die Organisation, Aufgaben und Befugnisse der Polizei.  

Die Gesetzgebungskompetenz für die Polizeien der Länder liegt bei den einzelnen Bundeslän-
dern, Art. 30, 70 GG (ausschließliche Landeskompetenz). Der Freistaat Bayern hat von dieser 
Zuständigkeit mit dem Polizeiaufgabengesetz (PAG) und dem Polizeiorganisationsgesetz (POG) 
Gebrauch gemacht.  

Das Sicherheitsrecht regelt die Gefahrenabwehr durch Verwaltungsbehörden. 

Dabei ist zwischen dem allgemeinen Sicherheitsrecht und dem besonderen Sicherheitsrecht zu 
unterscheiden. 

Unter dem Begriff des besonderen Sicherheitsrechts fasst man alle gefahrenabwehrrechtli-
chen Vorschriften aus Bundes- oder Landesgesetzen zusammen, in denen Behörden Aufgaben 
und Befugnisse zur Abwehr von Gefahren bestimmter Art übertragen werden.  

Beispiele für Vorschriften des besonderen Sicherheitsrechts sind das  Bundesimmissionsschutz-
gesetz, die Bauordnungen der Länder, das Seuchenrecht oder das Wirtschaftsverwaltungsrecht. 
Für diese ist die Gesetzgebungskompetenz in den entsprechenden Regelungen des Grundgeset-
zes unterschiedlich geregelt. Wird hier die Gesetzgebungskompetenz für eine Sachmaterie gere-
gelt, so ist auch die Kompetenz für die sicherheitsrechtlichen Aspekte dieser Materie mit erfasst. 

Ausschließliche Gesetzgebungskom-

petenzen des Bundes 

Art. 71, 73 GG 

Konkurrierende Gesetzgebungskom-

petenzen 

Art. 72, 74 GG 

• Nr. 1: Verteidigung, 
• Nr. 6: Luftverkehr, 
• Nr. 6 a: Eisenbahnwesen, 
• Nr. 9 a: Terrorismusbekämpfung 

durch BKA,  
• Nr. 10: polizeiliche Zusammenar-

beit,  
• Nr. 12: Waffenrecht. 

• Nr. 3: Vereinsrecht, 
• Nr. 4: Ausländerrecht, 
• Nr. 11: Recht der Wirtschaft (Ge-

werbe etc.), 
• Nr. 19: gemeingefährliche Krank-

heiten, Betäubungsmittelrecht, 
• Nr. 20: Lebensmittelrecht, Tier-

schutzrecht, 
• Nr. 22: Straßenverkehr, 
• Nr. 24: Immissionsschutzrecht, 
• Nr. 28: Jagdrecht. 

ABBILDUNG 1: GESETZGEBUNGSKOMPETENZEN IM BEREICH DER GEFAHRENABWEHR 

 

 

                                                             

1 Gallwas/Mössle/Wolff, Rdnr. 22  
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Als allgemeines Sicherheitsrecht werden diejenigen Vorschriften bezeichnet, die den Behör-
den der allgemeinen inneren Verwaltung die Aufgaben und Befugnisse der Gefahrenabwehr 
übertragen. 

Die Gesetzgebungszuständigkeit für das allgemeine Sicherheitsrecht liegt ausschließlich bei den 
Ländern nach Art. 70 Abs. 1 GG. Der Freistaat Bayern hat hiervon in Art. 6 ff. Landesstraf- und 
Verordnungsgesetz (LStVG) Gebrauch gemacht. Das allgemeine Sicherheitsrecht ergänzt die 
Vorschriften des besonderen Sicherheitsrechts. Soweit eine bundes- oder landesrechtliche Norm 
die sicherheitsrechtliche Frage abschließend regelt, ist der Rückgriff auf das allgemeine bayeri-
sche Sicherheits- und Polizeirecht ausgeschlossen (Grundsatz der Spezialität). 

1.1.2. TRENNSYSTEM 

In Bayern kommt die Aufgabe, die öffentliche Sicherheit und Ordnung durch Gefahrenabwehr 
aufrecht zu erhalten sowohl der Polizei (siehe Art. 2 Abs. 1 PAG) als auch der allgemeinen inne-
ren Verwaltung (siehe Art. 6 LStVG) zu. Organisatorisch wird in Bayern streng zwischen der 
Polizei und den für das Sicherheitsrecht zuständigen bayerischen Landesbehörden unterschie-
den, es gilt das sogenannte Trennsystem, d. h. es handelt sich jeweils um eigene, voneinander 
getrennte Behördenzüge mit getrenntem Personal und eigenen Rechtsgrundlagen2. 

Die Aufgaben und Befugnisse der Polizei (Art. 1, 2 PAG) werden im Polizeirecht, die der Sicher-
heitsbehörden (Art. 6 LStVG) im LStVG und im besonderen Sicherheitsrecht geregelt. 

 

 

 

 

Polizeirecht Besonderes  
Sicherheitsrecht 

Allgemeines  
Sicherheitsrecht 

PAG 
POG 
 

BayBO 
BImSchG 
IfSG 
BayKatSchG 
→ Spezielle Rechtsgrund-

lagen 

LStVG 
 
 
 
→ Allgemeine Rechts-

grundlage 
 

 

 

 

 

 

 

 

1.1.3. SPEZIALITÄTSPRINZIP 

Das Verhältnis des allgemeinen und besonderen Sicherheitsrechts zueinander ergibt sich aus 
dem Grundsatz der Spezialität. Das allgemeine Gesetz im Sinne der lex-specialis-Regelung ist ein 
Rechtssatz, dessen Tatbestand über alle Merkmale der besonderen Norm verfügt (Abwehr von 
„Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung“); die besondere Norm enthält demgegen-
über noch mindestens ein weiteres Merkmal (z. B. Abwehr von „Gefahren für die öffentliche  

                                                             

2 Nähere Ausführungen in Knemeyer, Rdnr. 45 ff. Es gibt Bundesländer wie z.B. Sachsen, die das sogen. Einheitssystem 
in ihren Polizeigesetzen umgesetzt haben. 

Gefahren-
abwehr 

Polizei Sicherheits- 
behörden 

T
ren

n
u

n
g 

Abbildung 1: Das Trennsystem 


